
Vorlagefragen

1. Steht Art. 43 (iVm Art. 48) EG der Anwendung einer natio-
nalen Regelung entgegen, nach der für die Errichtung einer
privaten Krankenanstalt in der Betriebsform eines selbständi-
gen Ambulatoriums für Zahnheilkunde (Zahnambulatorium)
eine Errichtungsbewilligung erforderlich ist und diese Bewilli-
gung zu versagen ist, wenn nach dem angegebenen Anstalts-
zweck und dem vorgesehenen Leistungsangebot im Hinblick
auf das bereits bestehende Versorgungsangebot durch nieder-
gelassene Kassenvertragsärzte, kasseneigene Einrichtungen
und Vertragseinrichtungen der Kassen sowie niedergelassene
Dentisten mit Kassenvertrag kein Bedarf an dem geplanten
Zahnambulatorium besteht?

2. Ändert sich etwas an der Beantwortung von Frage 1., wenn
in die Prüfung des Bedarfs zusätzlich auch das bestehende
Versorgungsangebot der Ambulanzen von öffentlichen, priva-
ten gemeinnützigen und sonstigen Krankenanstalten mit Kas-
senvertrag einzubeziehen ist?

Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts Frank-
furt am Main (Deutschland) eingereicht am 2. April 2007
— Emirates Airlines Direktion für Deutschland gegen

Diether Schenkel

(Rechtssache C-173/07)

(2007/C 155/16)

Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Oberlandesgericht Frankfurt am Main

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Emirates Airlines Direktion für Deutschland

Beklagter: Diether Schenkel

Vorlagefrage

Ist die Bestimmung des Art. 3 Abs. 1 lit. a der Verordnung (EG)
Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
11. Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung für Aus-

gleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall der
Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung
von Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG)
Nr. 295/91 (1) dahin auszulegen, dass „ein Flug“ die Flugreise
vom Abflugsort zum Zielort und zurück jedenfalls dann
umfasst, wenn Hin- und Rückflug gleichzeitig gebucht werden?

(1) ABl. L 46, S. 1.

Vorabentscheidungsersuchen des House of Lords (Verein-
igtes Königreich) eingereicht am 2. April 2007 — Riunione

Adriatica Di Sicurta SpA (RAS)/West Tankers Inc

(Rechtssache C-185/07)

(2007/C 155/17)

Verfahrenssprache: Englisch

Vorlegendes Gericht

House of Lords

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: Riunione Adriatica Di Sicurta SpA (RAS)

Beklagte: West Tankers Inc

Vorlagefrage

Ist es mit der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 (1) vereinbar, dass
ein Gericht eines Mitgliedstaats eine Entscheidung erlässt,
wonach eine Person es zu unterlassen hat, ein Verfahren in
einem anderen Mitgliedstaat einzuleiten oder fortzuführen, weil
ein solches Verfahren gegen eine Schiedsvereinbarung verstößt?

(1) Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen
(ABl. L 12, S. 1).
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